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Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 12. Mai 1961 

Anfrageb e antwo rtung 

In Beantwortung der Anfrage der Abgeordneten :dr. S c h Ö n bau e r 

und Genossen, betreffend die Erlassung neuer Dienstvorschriften für die 

Leitung der Vliener Spitäler, ha.t Bundesminister für soziale Verwal tu.."'lg 

Pro k s c h folgendes ausgGführt ~ 

In der vorliegenden Anfrage wird gemäss § 65 der Geschäftsordnung des 

Nationalrates an mich die Frage gestellt, ob ich bereit bin, mitzuteilcm, 

'welcheGründe für das .Abgehen von einer jahrzehntelangen und bestens bewähr-: 

ten Praxis in der Leitung und Führung der Krankenhäuser massgebend waren, 

und ob ich weiters bereit bin, durch eine entsprechende Novelle zum Kr~~ken­

anstaltengesetz, BGBl .. Nr,,1/19571 in der Auslegung des vorerwähnten Gesotz8s 

zutag2. gekommene Unklarheiten zu beseitigeno 

In Bo.zntwortung dieser ,.:~nfrage beehre ich mich folgendes mitzutoi~on, 

wobGi ich mir gestatte, aus Gründen des besseren Verständnisses zunächst 

die zweite der beiden Fragen zu behandeln; 

Die Regelung der Leitung der Krankenanstalten ist ein dem Vorwaltungs­

gebiot Krankenanstaltenwesen zugehörendes Problem. Für eine richtige B ourtai­

lung dieser Frage halte ich es daher für unumgänglich, von der Betrachtung 

der hinsichtlich dioser Materie gegi3benen verfassungsrechtlichen Kompotonz­

lage auszugohen 3 

Aus dem g8samten KompitGOC "Heil- und Pflegeanstalton" kommt dem Bund 

gomäss .Art~12 ll.bs.l Z0 2 Bo-VG .. nur die Gesetzgebung über die Grundsätze zu, 

während die Erlassung der Lusführungsgesetzeund die Vollziehung Landessache'" 

ist." Eine Vollzugskompetenz in J~ngelegenheiten der Krankenanstalt~n steht dem 

Bund - ausgenommen die Handhabung der Sanitären ~ufsicht nach ~rt.lO Lbs.l 

Z.12 B,,-VG. - nicht zU a In l ... nsehung dL~ser vorfassungsrechtlichen Gegebenhei-
l' 

ten darf eine bundesgesetzliche Regelung betroff8nd die Errichtung und den 

Betrieb von Krankenanstalten lediglich grundsätzliche Bestimmungen zum Inhalt 

habell9 sie stellt somitbloss die Grundlago für die LusführungsgesetzG der 

Länder dar., in welchen unter Bedachtnahme auf die Eigenart der im jeweiligen 

Bundesland bestehenden Krankenanstalten die näheren Bestimmungen zu erlassen 

sind~ Hieraus ergibt sich, dass die vom Bund aufgestellten Grundsätze über die 

Erl'ichtung und den Botrieb von Krankenanstalten keine unmittelbar anwcmdbaren 

Rochtsnarmen sind o 

Da mit dem Krankenst altengesetz des Bundes im Sinne des l.1.rt 012 .L.bs .. l 
\ 

Z.2 B6-VG~ hinsi :.'htlich des Betriebes und der Leitung der Krankenanstalton 

sohin nur Grundsätze für die Landesgesetzgebung aufgestellt word8n sind, kann 
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dor in dor Lnfrage erhobone Vorwurf, das Gesetz habe keino klaren Vorschriften 

in ~ezug auf dif3 oberste Leitung und V,3rantwortung in den Spitälern ge­

troffon,nur dahin v.,-,rstanden werden, dass in ihm die Grundsätze nicht aus­

reichend klar füstgelogt sind, um a.ls geeignde Grundlage für eine entsprechen­

do LJISführungsgeset zg,:\bung dc"r Ländor zu di,omen. 

Hiezu darf ich fest stellen, das s b,;rei ts ,'11le Bundesländer in l:.us:(üh­

rung der im Krankenanstaltengesotz fostgeh,gt8n Grundsätze das Krankenanstai­

tGlliaosen für ihren Beroich g<:;setzlich n'3U geregelt haben. Es ist mir aber nicht 

bokannt, dass in irgendoinem Bundesland bei der Erlassung dieser Ausfilllrungs­

gosCJtze deshalb Schwierigk·::i ten aufgetreten sind, VJe il etwa die im Kranken­

anstalt::mgesetz des Bundes niedergelegten Grundsätz8 über die ob;Jrste Leitung 

1 V t t . 1 S· t"l nicht f t d . d une eran wor ung ~n een p~ a ern klar gonug ge ass wor en s~n • 

Im übrigen möchte ich in ~diesem Zusammenhang darauf hinweisün, dass os 

si~h boi dem vom Nationalrat am 18. Dezember 1956 b Gschlossenen Krankenan­

staltengesetz nicht um eine Gesetzesvorlage der Bundesregierung, sondern um 

einen von L,bgeordneten nach § 17 der Geschäftsordnung dem Hohen Haus als 

Initiativantrag zugeleiteten Gesetzesentwurf gehandelt hat (siehe Bericht und 

Ji:l1trag dos Ausschusses für soziale Verwaltung, 164 der Beilagen zu don 

Stonographischen Protokollen cles Nationalrat es, VIII,.G.P.). Bei da n Ausschuss­

boratungen YJUrde die Frage der Lufstellung der Grundsätze üher den Botrieb 

und die Leitung von Krankenanstalten meinos Wissons unter besonderor Boclacht­

nahme auf die von den Ländern, Städten und Gemeinden vorgebrachten Wünsche 

b "handol t • 
Im Hinb lick darauf, dass d ~e vorgenannten Gebietskörperschafton die 

Hauptträgor der österreichischon Spitälor sind und ihre Stellungnabmen, v-vie 

obon angeführt 9 büi den Lusschussberatun,gcm des Krankenanstaltengosotzos auch 

eino besondere "lürdi€;ung erfahren haben, hEllte ich es für notwendig, vor-

erst die Meinung dieser StolLm zur Frage einer allfälligon Novelliorung (tEis 

Krankenanstaltengesetz8s hinsichtlich der Grundsätze über die oberste Leitung 

uncl Vorantwortung in don Spitälern oinzuholen .. 

Da es sich beim Krankünanstaltengesotz, wie angeführt, um ein auf 

,Grund einüs 1nitiativantrElges von j.bg, ordneten des Hohen Hauses beschlossenes 

Gosotz handelt, vermag ich zur ersten an mich gerichteten Frage,_ Warwn mit 

dem gonannten Geset z von !I ein",r j ahrzohntolangon und bestens bewährten Praxis" 

abvleich.:mdo Grundsätze über die Leitung und Führung von Krankenanstalton 

aufgostollt wurden, lediglich auf die;: im Bericht und Lntrag des j~usschusses 

für soziale Verwaltung unter .L.bschnitt 11 "BGsondcr(O Bomorkungen" onth1ütonen 

Lusführungen zu den §§ 7 und 11 des Gesetzentwurfes zu verweisen (sioho 

~El:i;l;on 6 und 7, 164 der Beilagen zu dem st enographischen Protoko 11 des 

Nationalrates, VIII.G.F.). -.-.-.-
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